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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
über betriebs- und marktwirtschaftliche 
Meldungen in der Landwirtschaft 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner 296. Sitzung am 1. Juli 1966 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 
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Entwurf eines Gesetzes 

über betriebs- und marktwirtschaftliche Meldungen 
in der Landwirtschaft 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Zur Ergänzung der bestehenden landwirtschaft- 
lichen Statistiken, insbesondere zur Gewinnung von 
Unterlagen über den Wirtschaftsablauf in der Land- 
wirtschaft, werden repräsentative Erhebungen über 
die Betriebswirtschaft und Marktwirtschaft als Bun- 
desstatistik durchgeführt. Die Erhebungen erstrecken 
sich auf die Länder Baden-Württemberg, Bayern, 
Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rhein- 
land-Pfalz, das Saarland und Schleswig-Holstein. 

§ 2 

Die Erhebungen erfassen: 

1. jährlich 

a) die Betriebsmerkmale, 

b) die Ertragsentwicklung landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse, 

c) die Verwertung landwirtschaftlicher Er- 
zeugnisse, 

2. zweimal im Jahr 

a) den Absatz von Speisekartoffeln, 

b) die Silage von Futterkartoffeln, 

3. dreimal im Jahr 

a) die Anbauentwicklung der Hauptfeld- 
früchte, 

b) die Vorräte an Grünfuttersilage, 

c) die Vorräte an Rauhfutter, 

4. neunmal im Jahr 

a) die Vorräte an Getreide, 

b) die Vorräte an Kartoffeln, 

5. monatlich 

a) die Verkaufsmengen und Erlöse landwirt- 
schaftlicher Erzeugnisse, 

b) die Aufw;endungen für landwirtschaftliche 
Betriebsmittel, 

c) die Hennenhaltung, 

d) die Eiererzeugung. 

§ 3 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten wird ermächtigt, durch Rechtsverord- 
nung ohne Zustimmung des Bundesrates 

1. die Einstellung von Erhebungen, deren Ergeb- 
nisse nicht mehr benötigt werden, anzuordnen. 


2. anzuordnen, daß die Erhebungen nach § 2 in 
größeren als den vorgesehenen Zeitabständen 
durchzuführen sind, wenn dies für die Gewin- 
nung zuverlässiger Ergebnisse ausreicht, 

3. einzelne der in § 2 aufgezählten Tatbestände 
der Erhebungen vorübergehend durch andere 
Tatbestände der Betriebs- und Marktwirtschaft 
in der Landwirtschaft zu ersetzen, wenn die 
Änderung aus agrarpolitischen Gründen er- 
forderlich ist und keine zusätzlichen Kosten 
entstehen. 

§ 4 

In die Erhebungen werden bis zu 0,8 Vo der Be- 
triebe mit 0,5 und mehr Hektar landwirtschaftlicher 
Nutzfläche, höchstens 10 000 Betriebe, einbezogen. 

§ 5 

(1) Die Erteilung der Auskünfte durch die Befrag- 
ten ist freiwillig. 

(2) Die Einzelangaben dürfen den Landwirt- 
schaftskammern zur statistischen Auswertung über- 
lassen werden. 

§ 6 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten nimmt für diese Statistik die Aufgaben 
des Statistischen Bundesamtes nach § 2 Nr. 1 des 
Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke wahr 
mit Ausnahme der Aufgaben, die Ergebnisse für den 
Bund zu sammeln und zusammenzustellen. 

§ 7 

Die Befugnis der Bundesregierung, Rechtsverord- 
nungen nach § 6 Abs. 2 des Gesetzes über die Sta- 
tistik für Bundeszwecke zu erlassen, bleibt unbe- 
rührt. 

§ 8 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 9 

Dieses Gesetz tritt am 1. Dezember 1966 in Kraft. 
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Begründung 


1. 

Allgemeine Begründung 

Die auf geltenden bundesrechtlichen Vorschriften 
beruhenden landwirtschaftlichen Statistiken geben 
nicht über alle Sachverhalte hinreichend Aufschluß, 
deren Kenntnis für eine wirkungsvolle Agrarpoli- 
tik erforderlich ist. Diese Statistiken bedürfen noch 
einer Ergänzung auf dem Gebiet der Betriebs- und 
Marktwirtschaft, die es ermöglicht, den Wirtschafts- 
ablauf innerhalb eines Wirtschaftsjahres und über 
längere Zeiträume zu verfolgen. 

Um Vorstellungen über das inländische Marktange- 
bot zu erhalten, werden bereits seit 1928 Erhebun- 
gen über die Vorräte der Landwirtschaft an Ge- 
treide und Kartoffeln durchgeführt. Diese Erhebun- 
gen gestatten es, in Verbindung mit anderen Mel- 
dungen die Verwertung der Getreide- und Kartof- 
felernte sowie die Dispositionen auf dem Gebiet der 
Futterwirtschaft ständig zu verfolgen. Im Laufe der 
Zeit wurde die Berichterstattung auf andere Sach- 
gebiete ausgedehnt und zu einer wichtigen Infor- 
mationsquelle für die Markt- und Wirtschaftsbe- 
obachtung entwickelt. Mit Hilfe dieser Berichterstat- 
tung können wichtige — mit der Erzeugung, dem 
Absatz und der Verwertung tierischer und pflanz- 
licher Erzeugnisse in Zusammenhang stehende — - ' 

Fragen frühzeitig beantwortet werden. Eine Über- 
schneidung mit der Bodennutzungserhebung und j 
Ernteermittlung besteht nicht, weil deren Ergeb- 
nisse erst wesentlich später vorliegen. 

Die Erhebungen wurden zuletzt auf Grund der Ver- 
ordnung über betriebs- und marktwirtschaftliche 
Meldungen in der Landwirtschaft vom 19. Novem- 
ber 1963 (BGBL I S. 842) durchgeführt. Die Geltungs- 
dauer dieser Verordnung läuft am 30. November 
1966 ab. Da Inhalt und Umfang der Berichterstat- 
tung inzwischen auf die Erfordernisse der Markt- 
und Betriebswirtschaft abgestimmt worden sind 
und es sich um langfristige Erhebungen von unbe- 
grenzter Dauer handelt, sollen die Meldungen in 
Zukunft durch ein Gesetz angeordnet werden. 

11 . 

Besonderer Teil 

Zu § 1 

Diese Vorschrift entspricht im wesentlichen dem 
§ 1 der geltenden Verordnung. Die Erhebungen er- 
strecken sich in Zukunft auch auf das Saarland, um 
ein genaueres Bundesergebnis zu erhalten. 

Zu § 2 

Diese Vorschrift enthält die im Rahmen der be- 
triebs- und marktwirtschaftlichen Meldungen zu er- 


fassenden Tatbestände sowie die Zeitabstände, in 
denen die Erhebungen durchgeführt werden sollen. 
Der Inhalt dieser Regelung entspricht im wesent- 
lichen dem Erhebungsprogramm, wie es bisher 
nach der Verordnung vom 19. November 1963 durch- 
geführt worden ist. 

Die Berichterstattung über die Verwertung land- 
wirtschaftlicher Erzeugnisse (Nr. 1 Buchstabe c), die 
als Unterlage für die Erstellung von Ernährungs- 
und Futterbilanzen dient, wird jeweils am Ende des 
Wirtschaftsjahres im Monat Juni durchgeführt Die 
Vorräteerhebungen werden bei Getreide und Kar- 
toffeln (Nr. 4) im Anschluß an die Ernte von Okto- 
ber bis Juni, bei Rauhfutter und Grünfuttersilage 
(Nr. 3 Buchstaben b und c) im Oktober, Dezember 
und April durchgeführt. Ebenfalls dreimal im Jahr, 
nämlich im August, Dezember und April, wird die 
Anbauentwicklung der Hauptfeldfrüchte (Winter- 
und Sommerfrüchte, Nr. 3 Buchstabe a) festge- 
stellt, um frühzeitig einen Überblick über die Bo- 
dennutzung und Ernte zu gewinnen. In Ergänzung 
dazu werden die Ernteaussichten wichtiger Feld- 
früchte (Nr. 1 Buchstabe b) im Mai ermittelt. Eine 
Überschneidung dieser Erhebungen mit der allge- 
meinen Bodennutzungserhebung und Erntebericht- 
erstattung auf Grund des Gesetzes über Boden- 
nutzungs- und Ernteerhebung vom 23. Juni 1964 
(BGBL I S. 405) tritt nicht ein, da die Ergebnisse 
dieser Statistiken erst ab August jeden Erhebungs- 
jahres vorliegen. Die monatlichen Erhebungen nach 
Nr. 5 Buchstabe a dienen insbesondere der Ermitt- 
lung durchschnittlicher Erlöspreise, die die land- 
wirtschaftlichen Betriebe beim Verkauf ihrer Er- 
zeugnisse erzielt haben. Ebenso werden die Erhe- 
bungen nach Nr. 5 Buchstabe b durchgeführt, um 
für bestimmte landwirtschaftliche Betriebsmittel die 
entsprechenden durchschnittlichen Endverbraucher- 
preise zu ermitteln. Eine Überschneidung mit der 
allgemeinen Preisstatistik auf Grund des Gesetzes 
über die Preisstatistik vom 9. August 1958 (BGBL I 
S. 605) besteht nicht, da die Preisberichterstattung 
für die Indexberechnung Preise für Standardquali- 
täten, aber keine durchschnittlichen Erlöspreise für 
landwirtschaftliche Erzeugnisse und keine Endver- 
braucherpreise für landwirtschaftliche Betriebsmit- 
tel erfaßt. 

Zu § 3 

Die Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsverordnun- 
gen nach Nr. 1 und 2 soll die Möglichkeit schaffen, 
auf einfache Weise nicht mehr notwendige Statisti- 
ken einzustellen oder die festgelegten Zeitabstände 
der Erhebungen zu verlängern. Um die Erhebungen 
kurzfristig den aktuellen betriebs- und marktwirt- 
schaftlichen Erfordernissen anpassen zu können, ist 
in Nr. 3 eine Ermächtigung für den Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten vorge- 
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sehen, die in § 2 aufgeführten Tatbestände zu än- 
dern. Da diese Bestimmung dem Bundesminister nur 
die Befugnis gibt, einzelne Tatbestände durch an- 
dere zu ersetzen, und hierbei keine zusätzlichen 
Kosten entstehen dürfen, kann durch Rechtsver- 
ordnung nach Nr. 3 der Umfang des bisherigen Er- 
hebungsprogramms nicht überschritten werden. 

Zu § 4 

Im Bundesgebiet erstatten zur Zeit insgesamt 7200 
landwirtschaftliche Betriebe allmonatlich freiwillig 
Meldungen. Es soll angestrebt werden, den Kreis 
der Befragten bis auf 0,8 °/o der Betriebe mit 0,5 
und mehr Hektar landwirtschaftlicher Nutzfläche, 
im Höchstfall auf 10 000 Betriebe, zu erweitern. 
Diese Zahl ist erforderlich, um regional zuverlässige 
Ergebnisse, insbesondere über die Auswirkungen 
der EWG-Preispolitik, zu erhalten. 

Zu § 5 

Diese Vorschrift entspricht der bisherigen Regelung. 

Zu § 6 

Entsprechend der bisherigen Regelung soll auch in 
Zukunft der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten alle für eine einheitliche 
Durchführung der Erhebungen erforderlichen Vor- 
bereitungen treffen und die Ergebnisse der Be- 
richterstattung der Länder, die vom Statistischen 
Bundesamt für den Bund gesammelt und zusammen- 
gestellt werden, auswerten und darsteilen. Auf 
diese Weise kann das Erhebungsprogramm der be- 
triebs- und marktwirtschaftlichen Meldungen den 
sich laufend ändernden Erfordernissen der Markt- 
und Wirtschaftsbeobachtung angepaßt und kurz- 
fristig geändert werden. 

Zu § 7 

Der vorliegende Gesetzentwurf enthält ein Mindest- 
programm, das nur die zur Zeit als notwendig an- 
erkannten Dauererhebungen nach § 6 Abs. 1 

StatGes anordnet. § 7 soll klarstellen, daß die Bun- 
desregierung neben den Erhebungen nach diesem 
Gesetz berechtigt ist, ergänzende Erhebungen durch 
Rechtsverordnung nach § 6 Abs. 2 StatGes anzu- 
ordnen, wenn die besonderen Voraussetzungen der 
genannten Ermächtig ungsvorschrift erfüllt sind. Zur 
Zeit sind zwar solche Erhebungen nicht in Aussicht 
genommen. Die vorsorgliche Klarstellung der 
Rechtslage durch eine besondere Vorschrift ist je- 
doch notwendig, weil der Bundesrat in seiner 
185. Sitzung am 29. November 1957 bei Behandlung 


der Verordnung über Nachprüfung der Viehzählung 
(BR-Diucks. Nr. 303/57) im Zusammenhang mit dem 
Viehzählungsgesetz vom 18. Juni 1956 (BGBl. I 
S. 522) die Anordnung ergänzender Erhebungen auf 
Grund von § 6 Abs. 2 StatGes für unzulässig ge- 
halten hat. Entsprechende Vorschriften über eine 
Ermächtigung der Bundesregierung zum Erlaß er- 
gänzender Rechtsverordnungen sind bereits aufge- 
nommen in das Gesetz zur Änderung des Vieh- 
zählungsgesetzes vom 3. Dezember 1958 (BGBl. I 
S. 897), das Gesetz über eine Schlachtgewichtssta- 
tistik vom 21. Juli 1960 (BGBl. I S. 588), das Gesetz 
über eine Fischereistatistik vom 21. Juli 1960 
(BGBl. I S. 589), das Gesetz über Bodennutzungs- und 
Ernteerhebung vom 23. Juni 1964 (BGBl. I S. 405) 
sowie das Gesetz über eine Statistik der Arbeits- 
kräfte in der Land- und Forstwirtschaft vom 
24. Juni 1964 (BGBl. I S. 409). 

Zu § 8 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 9 

Um die Weiterführung der Betriebs- und markt- 
wirtschaftlichen Meldungen nicht zu unterbrechen, 
muß das Gesetz am 1. Dezember 1966 in Kraft tre- 
ten, da die Geltungsdauer der Verordnung vom 
19. November 1963 am 30. November 1966 abiäuft. 

III. 

Kosten 


Die jährlichen Kosten der Erhebungen werden ent- 
sprechend den bisherigen wie folgt veranschlagt; 



Personal- 

Sach- 

Gesamt- 


kosten 

kosten 

kosten 


DM 

DM 

DM 

Länder 

328 748 

171 382 

500 130 

Bund 

36 200 1 

) 10 000 

46 200 

Bund und Länder . . 

364 948 

181 382 

546 330 


9 davon 7000 DM beim Statistischen Bundesamt, 7000 DM 
beim Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten und 22 200 DM im Einzelplan 10 
(Kap. 10 02 Titel 670; Erläuterung zu 3.) für die Schu- 
lung der Berichterstatter. 
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